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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung schifffahrtsrechtlicher Vorschriften 


A. Problem und Ziel 

Das Sofortprogramm zum Energiekonzept der Bundesregierung vom 28. Sep- 
tember 2010 sieht eine Änderung der Seeanlagenverordnung (SeeAnlV) vor. 
Diese soll mit dem Ziel angepasst werden, „Vorratshaltungen von Genehmigun- 
gen für Offshore-Projekte zu vermeiden und die Genehmigungen zu „bün- 
deln“. . Die Änderungen setzen eine Anpassung der Ermächtigungsgrundlage 
der Seeanlagenverordnung, dem Seeaufgabengesetz, voraus. 


B. Lösung 

Anpassung des Seeaufgabengesetzes. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine. 

2. Vollzugsaufwand 

Das Gesetz hat lediglich geringe finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt des 
Bundes. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stel- 
lenmäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. 

Den Ländern und Kommunen entstehen keine Verwaltungsaufwendungen. 


E. Sonstige Kosten 

Da durch das Gesetz nur die Ermächtigungsgrundlage für die SeeAnlV geändert 
wird, hat es keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Wirtschaft. Auswirkun- 
gen auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau und insbesondere das Verbrau- 
cherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Durch den Gesetzentwurf wird keine Informationspflicht für die Wirtschaft oder 
Bürger und Bürgerinnen eingeführt, geändert oder abgeschafft. Für die Verwal- 
tung werden zwei Informationspflichten eingeführt. 
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Bundesrepubi.ik Deutsche and 

DIE BUNDESKANZ.I.ERIN 


Berlin, 7?. Juni 2011 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung schifffahrtsrechtlicher 
Vorschriften 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 884. Sitzung am 17. Juni 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung schifffahrtsrechtlicher Vorschriften 


Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich 
lautend mit dem Text auf den Seiten 3 bis 8 der Bundestags- 
drucksache 17/6077. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nomienkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Gesetzentwurf werden keine Informationspflichten 
für die Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bürger eingeführt, 
geändert oder aufgehoben. Für die Verwaltung werden zwei 
Informationspflichten eingeführt. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages daher keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91 , 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 


